
Einwanderung ermöglichen, Integration
fördern und Flüchtlinge besser schützen:
Diese ursprünglichen Zielsetzungen des
Zuwanderungsgesetzes werden nicht er-
reicht. Das von PRO ASYL als »Reform-
ruine« kritisierte Zuwanderungsgesetz ist
weit davon entfernt, einen Paradigmen-
wechsel in der Einwanderungspolitik her-
beizuführen: 

� Einwanderung wird nicht zukunftswei-
send gestaltet. Das Punktesystem, ein
wichtiges arbeitsmarktunabhängiges
und zukunftsorientiertes Steuerungs-
instrument der Einwanderung, wurde
auf Druck der Union wieder gestrichen.
Der generelle Anwerbestopp von 1973
wird bestehen bleiben.

� Die Integration bleibt ein weitgehend
unbestelltes Feld. Das Zuwanderungs-
gesetz reduziert Integration fast aus-
schließlich auf den Spracherwerb. Be-
stimmte Neueinwanderer haben einen
Anspruch, aber auch die Pflicht zur
Kursteilnahme. Bereits hier lebende 
Migranten können zwangsverpflichtet
werden. Gekoppelt wird dies mit mög-
lichen ausländerrechtlichen sowie 
sozialen Sanktionsmechanismen.

� Das Zuwanderungsgesetz enthält 
keine Bleiberechtsregelung, die den
langjährig Geduldeten endlich eine
Perspektive bietet. Von den gut 217.000
Geduldeten leben ca. 150.000 bereits
länger als fünf Jahre in Deutschland.
Eine Bleiberechtsregelung ist dringend
erforderlich.

� In den letzten Verhandlungsrunden wur-
den auf fatale Weise Zuwanderungs-
und Sicherheitsfragen vermengt. Ohne
dass die Wirksamkeit der ersten beiden
Antiterrorgesetzpakete überprüft wor-
den wäre, setzte ein neuer Aktionismus
der Gesetzesverschärfung ein. 

Nach mehrjährigen Verhandlungen tritt das
Zuwanderungsgesetz nun am 1. Januar
2005 in Kraft.

Zu den Regelungen im Einzelnen:

Anerkennung nichtstaatlicher und 
geschlechtsspezifischer Verfolgung
Mit der Anerkennung nichtstaatlicher und
geschlechtsspezifischer Verfolgung wird
endlich die Missachtung der Genfer Flücht-
lingskonvention (GFK) in diesem Bereich
beendet. Dies stellt einen großen Erfolg von
PRO ASYL und anderen Flüchtlings- und
Menschenrechtsorganisationen in ihrem
Engagement für den Flüchtlingsschutz dar.
Schon vor der Verabschiedung des Zu-
wanderungsgesetzes hat die Europäische
Union die so genannte Qualifikationsricht-
linie Ende April 2004 beschlossen. Auf-
grund dieser EU-Richtlinie wäre Deutsch-
land auch ohne Zuwanderungsgesetz 
zur Anerkennung der nichtstaatlichen und
geschlechtsspezifischen Verfolgung ver-
pflichtet gewesen.

In der Vergangenheit wurden viele
Flüchtlinge – etwa aus Somalia – abge-
lehnt, weil die erlittenen Verfolgungen nicht
vom Staat ausgegangen seien. Flücht-
lingen, die aus zerfallenden Staaten flüch-
ten, muss künftig der Flüchtlingsstatus ge-
währt werden. Auch die Anerkennung 
geschlechtsspezifischer Verfolgung schei-
terte oftmals daran, dass z.B. die erlittene
Verfolgung als bloße private Exzesshand-
lung bewertet wurde. Bei der Umsetzung
der neuen Regelungen muss darauf ge-
achtet werden, dass es nicht zu neuen Um-
gehungsstrategien kommt. 

Angleichung des Status von Asylbe-
rechtigten und GFK-Flüchtlingen
Die Rechte und der Status von anerkannten
GFK-Flüchtlingen und der von Asylberech-
tigten werden nun auf einem einheitlichen
Niveau angeglichen. Asylberechtigte und
GFK-Flüchtlinge erhalten mit der Anerken-
nung eine Aufenthaltserlaubnis. Für GFK-
Flüchtlinge ist dies eine Verbesserung – für
Asylberechtigte nach Art. 16a GG aller-
dings eine Verschlechterung, da sie bisher
sofort einen Anspruch auf ein unbefristetes
Aufenthaltsrecht hatten. Für Ehegatten und
minderjährige ledige Kinder von anerkann-
ten GFK-Flüchtlingen wird die Möglichkeit
geschaffen, Familienasyl zu erhalten. 

Exilaktivitäten: Kein Asylgrund
Im Asylfolgeverfahren sollen künftig exil-
politische Aktivitäten – so genannte selbst-
geschaffene subjektive Nachfluchtgründe
nicht mehr zur Anerkennung als Flüchtling
nach der GFK führen. Die GFK differenziert
aber nicht danach, ob die Verfolgung durch
eigenes Handeln »provoziert« ist oder 
wo und wann sie entstanden ist, sondern
fragt nur nach der Schutzbedürftigkeit des
Flüchtlings.

UNHCR zum Zuwanderungsgesetz 

»Neben Licht gibt es jedoch auch Schat-
ten und damit kritische Punkte im Kern-
bereich des Flüchtlingsschutzes zu be-
nennen. Sie betreffen ebenfalls den 
unmittelbaren Geltungsbereich der Gen-
fer Flüchtlingskonvention. Im Blickpunkt
steht dabei zum Beispiel die Tatsache,
dass das Vorbringen so genannter sub-
jektiver Nachfluchtgründe im Asylfolge-
verfahren regelmäßig nicht berücksich-
tigt werden soll. Kritisch zu bewerten ist
auch die Vorschrift, dass die Verletzung
untergeordneter Mitwirkungspflichten
(z.B. die unverzügliche Meldung beim
Asyl-Bundesamt) zu einer Verschlech-
terung der Rechtsstellung von Asylsu-
chenden im Verfahren führt.« 
(Presseerklärung, vom 18. Juni 2004)

Kettenduldungen
Bundesinnenminister Otto Schily behaup-
tet: »Im humanitären Bereich werden Ket-
tenduldungen abgeschafft.« (Schily, ddp,
26. Mai 2004)

PRO ASYL und viele Praktiker befürch-
ten hingegen, dass die Ausländerbehörden
auch zukünftig viele der ca. 217.000 Gedul-
deten über Jahre in dem weitgehend recht-
losen Zustand der Duldung halten werden. 

Bei abgelehnten Asylbewerbern, de-
ren Asylantrag gemäß § 30 Abs. 3 AsylVfG
als »offensichtlich unbegründet« abge-
lehnt wurde, darf laut Gesetz (§ 10 Abs. 3
AufenthG) keine Aufenthaltserlaubnis er-
teilt werden. Allein im Jahr 2003 wurden
gut die Hälfte der Antragsteller als »offen-
sichtlich unbegründet« abgelehnt. Mit der-
artigen Entscheidungen wird in der Praxis
des Bundesamtes für die Anerkennung
ausländischer Flüchtlinge leichtfertig um-

Viel Schatten – wenig LichtViel Schatten – wenig Licht
Überblick über die zentralen Punkte im Zuwanderungsgesetz
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gegangen. Unter den auf diese Weise Ab-
gelehnten befinden sich viele, die schutz-
bedürftig sind.

Trotz der Ablehnung können viele der
Betroffenen nicht in ihr Heimatland zu-
rückkehren. Der neue § 10 Abs. 3 AufenthG
führt dazu, dass die Betroffenen dennoch
über Jahre in Deutschland geduldet sein
werden. Für die als »offensichtlich unbe-
gründet« abgelehnten Asylsuchenden bie-
tet das neue Recht keine Perspektive.

Humanitäre Aufenthaltserlaubnis
Nach § 25 Abs. 4 AufenthG können Men-
schen eine Aufenthaltserlaubnis erhalten,
wenn »dringende humanitäre oder persön-
liche Gründe oder erhebliche öffentliche
Interessen« dies erfordern. Das betrifft bei-
spielsweise Menschen, die krank sind, die
kranke Familienangehörige betreuen oder
die einen Schulabschluss machen. 

Eine humanitäre und persönliche Härte
kann sich aber auch aus dem Umstand er-
geben, dass die Betroffenen bereits über
Jahre mit einer Duldung leben müssen. Die
Bedürfnisse der Praxis sprechen dafür, den
langjährigen Aufenthalt in Deutschland als
»humanitären oder persönlichen Grund«
für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis
zu verstehen. Wenn Menschen jahrelang in
Deutschland leben, sich hier integrieren,
sie selbst und erst recht ihre Kinder zu fak-
tischen Inländern werden und die Verbin-
dungen zur alten Heimat kaum noch beste-
hen – dann bedeutet die erzwungene Rück-
kehr oftmals eine menschliche Katastrophe
für die Betroffenen. Um Kettenduldungen
abzuschaffen, muss die neue Regelung
weit ausgelegt werden, so dass § 25 Abs. 4
AufenthG auch für solche Menschen in Be-
tracht kommt.

Darüber hinaus enthält der § 25 Abs. 4
AufenthG in Satz 2 eine eigenständige Mög-
lichkeit, die Aufenthaltserlaubnis zu ver-
längern, wenn »das Verlassen des Bundes-
gebietes für den Ausländer eine außerge-
wöhnliche Härte bedeuten würde«. Diese
neue Regelung kann als allgemeine Härte-
fallregelung zur Anwendung kommen – un-
abhängig von der öffentlich bekannteren
Härtefallregelung in § 23 a AufenthG. 

Ob die Möglichkeiten von § 25 Abs. 4
AufenthG im Sinne der Betroffenen genutzt
werden, wird sich zeigen.

Aufenthaltserlaubnis bei 
Ausreisehindernis
Eine weitere Möglichkeit, um von einer
Duldung in die Aufenthaltserlaubnis zu
kommen, bietet der § 25 Abs. 5 AufenthG.
Künftig soll die Aufenthaltserlaubnis erteilt
werden, wenn die Abschiebung seit 18 
Monaten ausgesetzt ist. Die Ausländer-

behörde ist dann in der Regel zur Ertei-
lung verpflichtet. Vor Ablauf der 18 Monate 
entscheidet die Behörde in ihrem Ermes-
sen.

Die Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis ist jedoch davon abhängig, ob die Aus-
reise »aus rechtlichen oder tatsächlichen
Gründen unmöglich ist«. Theoretisch kann
man in jedes Land der Erde ausreisen. In
der Praxis unterstellen die Behörden, dass
eine Ausreise selbst in Kriegs- und Krisen-
gebiete möglich ist, so z. B. in den Kosovo
und nach Afghanistan. Den Betroffenen
kann vorgehalten werden, dass sie dorthin
»freiwillig« ausreisen können, obwohl so-
gar Abschiebungen wegen der instabilen
Situation vor Ort, mangelnden Verkehrs-
verbindungen oder Einwänden von UN-
Organisationen nicht durchgeführt werden
können. 

Ist die Ausreise möglich, wird es darauf
ankommen, ob die freiwillige Ausreise auch
zumutbar ist. Bundestagsabgeordnete von
Bündnis 90/Die Grünen haben bei der Ver-
abschiedung des Zuwanderungsgesetzes
im Bundestag am 1. Juli 2004 erklärt, dass
»bei der Frage, ob eine Ausreisemöglich-
keit besteht, auch die subjektive Möglich-
keit – und damit implizit auch die Zumut-
barkeit – der Ausreise zu prüfen ist.« Dies
müsse zwingend dazu führen, dass zum
Beispiel Minderheiten aus dem Kosovo und
Flüchtlingen aus Afghanistan eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt werden müsse. Es
wäre zu begrüßen, wenn sich diese Sicht-
weise auch bei den Ausländerbehörden
durchsetzen würde.

Ist die Ausreise hingegen unmöglich,
dann fordert das Gesetz, dass der Betrof-
fene »unverschuldet an der Ausreise ge-
hindert » ist. Ein Verschulden wird insbe-
sondere dann angenommen, wenn falsche
Angaben gemacht werden oder über die
Identität oder Staatsangehörigkeit ge-
täuscht wird oder zumutbare Anforderun-
gen zur Beseitigung der Ausreisehinder-
nisse nicht erfüllt werden. Weil das Gesetz
die Präsens-Zeitform benutzt, ist klarge-
stellt, dass das aktuelle und nicht ein frühe-
res Verhalten entscheidend ist.

Bleiberechtsregelung
Das Zuwanderungsgesetz sieht keine 
Bleiberechtsregelung (Altfallregelung) für 
die ca. 150.000 langjährig Geduldeten vor. 
Im Unterschied zu anderen europäischen
Staaten, die umfassende Novellierungen
ihres Ausländerrechts mit Bleiberechts-/
Legalisierungsregelungen verbunden ha-
ben, verpasst das angeblich modernste Zu-
wanderungsrecht Europas die Chance, ei-
nen Schlussstrich unter die Vergangenheit
zu ziehen.

Die neuen Regelungen im Zuwande-
rungsgesetz (§ 23a, § 25 Abs. 4 und 5 Auf-
enthG) können keine Bleiberechtsregelung
ersetzen. Die Vielzahl der Fälle würde zu ei-
ner Überlastung der Behörden und Gerich-
te führen. Die Prüfung kann sich über Jah-
re hinziehen. Die Menschen würden wei-
terhin auf unbestimmte Zeit im Ungewissen
über ihr Schicksal gelassen. Eine Bleibe-
rechtsregelung läge im Interesse der Be-
troffenen wie auch der Verwaltungen. Eine
solche Regelung kann auch nach Ver-
abschiedung des Zuwanderungsgesetzes
noch beschlossen werden: als gesetzliche
Änderung auf Bundesebene oder von den
Innenministern der Bundesländer.

Härtefallregelung
Die neue Härtefallregelung soll dann zur
Anwendung kommen, »wenn dringende
humanitäre oder persönliche Gründe die
weitere Anwesenheit des Ausländers im
Bundesgebiet rechtfertigen« (§ 23a Auf-
enthG). Die Bundesländer werden ermäch-
tigt, Härtefallkommissionen einzurichten,
die über die Härtefälle im Wege der Selbst-
befassung entscheiden. 

Das restriktive deutsche Asyl- und Aus-
länderrecht hat viele »Härtefälle« produ-
ziert, für die die Härtefallregelung nun eine
Lösung bieten muss. 

In der Umsetzungsphase muss darauf ge-
achtet werden, dass die Härtefallregelung
nicht zur Luftbuchung wird:
� In allen Bundesländern sollten zügig

Härtefallkommissionen eingerichtet
werden. Richten nur wenige Bundes-
länder eine Härtefallkommission ein,
würde dies eine nicht akzeptable Un-
gleichbehandlung der Betroffenen 
darstellen.

� Die Rechtsverordnungen der Länder
dürfen nicht von vornenherein einen
Großteil der Betroffenen ausschließen.
Auch der langjährige Aufenthalt muss
einen Härtefall begründen können. 
Der Bezug von Sozialhilfe oder ALG II
sollte kein Ausschlussgrund werden.
Denn viele der Betroffenen haben nicht
einmal eine Arbeitserlaubnis. 
Von der vorgesehenen Möglichkeit,
Unterhaltszahlungen auf Privatperso-
nen abzuwälzen, sollte kein Gebrauch
gemacht werden. Dies wäre unver-
hältnismäßig.

� In den Härtefallkommissionen sollten,
basierend auf den guten Erfahrung 
in Nordrhein-Westfalen und anderen 
Bundesländern, neben staatlichen
Stellen auch Flüchtlingsinitiativen, 
Kirchen, Wohlfahrtsverbände etc. ver-
treten sein. 
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� Die Härtefallregelung muss über 2009
hinaus verlängert werden. Das Aus-
laufen der Regelung, wie es das Zu-
wanderungsgesetz vorsieht, entspricht
nicht den Bedürfnissen der Praxis. Es
ist nicht damit zu rechnen, dass es 
in fünf Jahren keine Härtefälle mehr 
gibt.

Integration: Sanktionen statt Angebote
Integrationskonzepte sollten dazu bei-
tragen, Migranten die gleichberechtig-
te Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
zu ermöglichen. Voraussetzungen sind
Rechtssicherheit, gesicherter Aufenthalt,
gleichberechtigter Zugang zu Bildung und
Beschäftigung und Freiheit von Diskrimi-
nierung. Dies gilt gleichermaßen für Neu-
zuwanderer und seit langem hier lebende
Migranten.

Nach dem Integrationsverständnis im
Zuwanderungsgesetz geht es in erster 
Linie um Spracherwerb. Darüber hinaus
soll ein Orientierungskurs Kenntnisse »der
Rechtsordnung, der Kultur und der Ge-
schichte in Deutschland« vermitteln. Neu-
zuwanderer, die ein dauerhaftes Aufent-
haltsrecht erhalten, haben einen Anspruch
auf einen solchen Integrationskurs. Sie
unterliegen jedoch auch einer Teilnahme-
pflicht, wenn sie nicht bereits über ausrei-
chende Sprachkenntnisse verfügen. Als
Sanktion droht die Nichtverlängerung des
Aufenthaltstitels. 

Statt die »nachholende Integration« zu
fördern, sollen auch die bereits hier leben-
den Migranten von den Ausländerbehör-
den zur Kursteilnahme gezwungen werden
können. Ein »erfolgreich abgelegter Ab-
schlusstest« kann zukünftig zur Verlänge-
rung der Aufenthaltserlaubnis oder für den
Bezug der Sozialleistungen in voller Höhe
verlangt werden.

In juristischen Fachkreisen wurden
hiergegen bereits ernsthafte Zweifel an 
die Verfassungsmäßigkeit geäußert: Der
Schutz der Familie sowie der Gleichheits-
satz könnten verletzt sein. 

Es besteht zudem die Gefahr, dass die
Ausländerbehörden die Integrationskurse
zu Gängelungsinstrumenten ummünzen.
Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege hat in ihrer Stellungnah-
me vom 9. Juli 2004 die Drohfunktion des 
Integrationskurses kritisiert. »Integration
lässt sich nicht erzwingen: Positive, inte-
grationsfördernde Anreize wären sinnvol-
ler gewesen als negative Sanktionen.«

Einwanderungsland Deutschland?
In der Debatte um das Zuwanderungsge-
setz wurde anerkannt, dass Deutschland
ein Einwanderungsland ist. Hinter diese

Einsicht wird auch die Union nicht mehr
zurück können. 

Allerdings wurden im Zuwanderungs-
gesetz nicht die richtigen Konsequenzen
daraus gezogen. Die Fehler der Vergan-
genheit werden nicht behoben. Zum Bei-
spiel droht hier aufgewachsenen Migran-
ten der 2. und 3. Generation immer noch die
Ausweisung, wenn sie straffällig geworden
sind. Die Ausweisung von Straffälligen wird
seit langem als unangemessene Doppelbe-
strafung kritisiert. 

Eine in die Zukunft gerichtete Einwande-
rungspolitik, wie von der Unabhängigen
Kommission Zuwanderung unter der Lei-
tung Rita Süßmuths gefordert, findet nicht
statt. Faktisch sieht das neue Gesetz nur für
wenige privilegierte Gruppen die Einwan-
derungsmöglichkeiten vor:
� Hochqualifizierte: Hochqualifizierten

kann – »in besonderen Fällen« – eine
Niederlassungserlaubnis erteilt wer-
den – jedoch nur, wenn ein konkretes
Arbeitsplatzangebot vorliegt. Der Kreis
der Hochqualifizierten im Sinne des
neuen Aufenthaltsgesetzes ist eng: 
Für leitende Angestellte z.B. muss das
Einkommen mindestens dem Doppel-
ten der Beitragsbemessungsgrenze
der gesetzlichen Krankenversicherung
(ca. 3.500 €) entsprechen, also ein 
Monatseinkommen von ca. 7.000 €.
Schon bisher konnte – tausendfach
praktiziert – hochqualifizierten Arbeits-
kräften eine Aufenthaltserlaubnis er-
teilt werden! Die neue Einschränkung
»in besonderen Fällen« könnte sich
hier sogar als Bremser erweisen.

� Selbständige: Selbständige können
einwandern, wenn sie mindestens eine
Million Euro investieren und zehn Ar-
beitsplätze schaffen – eine absurd
hohe Hürde! Unternehmer mit einer
guten Geschäftsidee oder guten Han-
delskontakten werden aussortiert,
wenn sie nicht die eine Million mitbrin-
gen. Hier werden Potentiale abgewürgt
statt sie zu fördern.

� Hochschulabsolventen: Viel war da-
von die Rede, dass ausländischen Stu-
dierenden der Zugang zum deutschen 
Arbeitsmarkt eröffnet werden sollte.
Herausgekommen ist auch hier eine
denkbar restriktive Regelung. Die Aus-
länderbehörde kann dem Studienab-
solventen erlauben, sich nach erfolg-
reichem Hochschulabschluss ein Jahr
lang in Deutschland aufzuhalten. Aller-
dings muss an der Beschäftigung ein
»öffentliches Interesse« bestehen, die
Beschäftigung muss dem Abschluss
angemessen sein und es gilt das Vor-

rangprinzip. Eine Liberalisierung im
Vergleich zum geltenden Recht ist dies
nicht!

Die Aufhebung des allgemeinen Anwerbe-
stopps von 1973 sowie die Einführung des
Punktesystems hat die Union zu Fall ge-
bracht. Nun sieht das Zuwanderungsge-
setz lediglich vor, durch Verordnungen –
nach den »Erfordernissen des Wirtschafts-
standortes Deutschland« – für bestimmte
Berufsgruppen Arbeitsmigration zu erlau-
ben.

Der Bericht der Süßmuth-Kommission
hatte davor gewarnt, bei der dauerhaften
Zuwanderung den aktuellen Bedarf am Ar-
beitsmarkt zum zentralen Kriterium zu ma-
chen. Dies sei nicht zielkonform, da dies
kein langfristiges Kriterium sei. (Bericht, 
S. 92) Die Macher des Zuwanderungsge-
setzes haben sich von entgegengesetzten
Vorstellungen leiten lassen: Einwanderung
soll vom akuten Arbeitskräftebedarf ab-
hängig gemacht werden. Aber selbst die-
se Absicht löst das Zuwanderungsgesetz
nicht ein – wie ein genauer Blick in das
neue Regelwerk zeigt.

»Terrorabwehr« durch Aushebelung 
des Rechtsstaates
Bereits die ersten beiden Anti-Terror-
Pakete aus dem Jahr 2001 sind in das Zu-
wanderungsgesetz integriert worden. Nach
den Anschlägen von Madrid im März 2004
wurden erneut die rechtsstaatlichen Ga-
rantien für in Deutschland lebende Migran-
ten zurückgeschraubt.

Zum Arsenal der neuen sicherheitspoli-
tischen Vorstöße gehört die beschleunigte
Abschiebung von terrorismusverdächtigen
Ausländern. Aufgrund des neuen § 58 a
AufenthG kann die oberste Landesbehörde
»gegen einen Ausländer aufgrund einer auf
Tatsachen gestützten Prognose zur Ab-
wehr einer besonderen Gefahr für die Si-
cherheit der Bundesrepublik Deutschland
oder einer terroristischen Gefahr ohne vor-
hergehende Ausweisung eine Abschie-
bungsanordnung erlassen.« Ausweisungs-
und Abschiebungsverfahren werden zu-
sammengelegt. Rechtsmittel müssen inner-
halb von sieben Tagen eingelegt werden. 

Da das Bundesinnenministerium ange-
kündigt hat, die parlamentarische Kommis-
sion für die Geheimdienstkontrolle in das
Verfahren einbeziehen zu wollen, drängt
sich der Schluss auf, dass das Gericht
möglicherweise auf der Basis von Ge-
heimdienstinformationen entscheiden soll.
Stützt sich die Gefährdungsprognose auf
solche diffusen Geheimdienstquellen, dann
wäre ein effektiver Rechtsschutz kaum
möglich. 
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»Hassprediger«
Wer öffentlich z.B. terroristische Taten »in
einer Weise billigt oder dafür wirbt, die ge-
eignet ist, die öffentliche Sicherheit oder
Ordnung zu stören«, kann künftig ausge-
wiesen werden. So entschlossen die Aus-
weisung von so genannten »Hasspredi-
gern« daher kommen mag, so schwierig
werden die Abgrenzungsprobleme in der
Praxis sein. Im Falle massiver Straftaten
greift ohnehin die Härte des Ausländerge-
setzes. Bloße Meinungsäußerungen hin-
gegen mit der Ausweisung zu sanktionie-
ren, setzt am falschen Ende an. Personen,
die an terroristischen Anschlägen beteiligt
waren, sind in der Regel gerade nicht vor-
her öffentlich als »Hassprediger« in Er-
scheinung getreten.

Regelanfragen beim Verfassungsschutz
Bei Einbürgerungen und der Erteilung ei-
nes Daueraufenthaltsstatus müssen künf-
tig verpflichtende Regelanfragen beim Ver-
fassungsschutz durchgeführt werden –
bisher konnten die Bundesländer dies nach
eigenem Ermessen tun. 

Bereits in Reaktion auf den 11. Septem-
ber 2001 haben alle Bundesländer derarti-
ge Sicherheitsüberprüfungen bei Einbür-
gerungen eingeführt. In der Praxis führt die
Regelanfrage bei den Verfassungsschutz-
ämtern dazu, dass sich die Verfahren noch
weiter in die Länge ziehen. Die Sicher-
heitsbedenken haben oft wenig Substanz.
Die geheimdienstliche Überprüfung führt
vor allem zu Misstrauen auf Seiten der Mi-
granten: Für die zum Teil schon seit mehre-
ren Generationen in Deutschland lebenden
Migranten ist das Einbürgerungsverfahren
noch unattraktiver geworden. 

Auch die nun obligatorischen Anfragen
beim Verfassungsschutz vor der Erteilung
oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels
sind heute schon möglich. Die Resultate
sind auch hier dieselben. Kaum relevante
Erkenntnisse – die Verfahren ziehen sich in
die Länge – die Betroffenen werden verun-
sichert.

Weitere Schattenseiten 
des Gesetzes

Familiennachzug
Die Regelungen des Gesetzes zur Familien-
zusammenführung sind unbefriedigend. Der
generelle Ausschluss des Familiennachzu-
ges in den Fällen des § 25 Abs. 4 und 5 Auf-
enthG ist inakzeptabel, weil der angeblich
vorübergehende Aufenthalt oft jahrelang
andauert. Eine dauerhafte Familientren-
nung widerspricht der Europäischen Men-
schenrechtskonvention und dem Grundge-
setz.

UN-Kinderrechtskonvention
Auch das Zuwanderungsgesetz beendet
nicht die völkerrechtswidrige Behandlung
von Flüchtlingskindern in Deutschland: Die
UN-Kinderrechtskonvention wird weiterhin
verletzt. Ausländerrechtliche Bestimmun-
gen gehen nach wie vor dem Kindeswohl
vor.

Asylbewerberleistungsgesetz
Das Asylbewerberleistungsgesetz wird
nicht abgeschafft. Der Kreis derjenigen, die
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
gekürzte Sozialleistungen bekommen, wird
ausgedehnt. Künftig sollen auch diejeni-
gen, die ein Aufenthaltsrecht nach § 25
Abs. 4 und 5 AufenthG haben, unter das
Asylbewerberleistungsgesetz fallen. 

Ausreisezentren
Das Gesetz sieht vor, dass die Länder 
Ausreisepflichtige in Lagern (»Ausreise-
einrichtungen«) unterbringen können. Da-
mit erhalten die schon existierenden Mo-
dellprojekte eine Gesetzesgrundlage. Aus-
reisezentren dienen dazu, die »freiwillige«
Ausreise zu erzwingen. Um dies zu errei-
chen wird sozialer Druck ausgeübt, etwa
durch tägliche Meldepflichten und ständig
wiederholte Befragungen. Genannt wird
das Ganze dann aber nicht etwa Zermür-
bungstaktik, sondern »psychosoziale Be-
treuung«. Die Unterbringung in Ausreise-
zentren stellt im Grunde nichts anderes dar
als eine Beugehaft mit Freigangsmöglich-
keit. Das Gesetz sieht keine Maximaldauer
der Unterbringung in Ausreiseeinrichtun-
gen vor (während selbst für die Abschie-
bungshaft eine solche existiert). Die Ergeb-
nisse der Modellprojekte in Niedersachsen
und Rheinland-Pfalz zeigen, dass es zu 
einer »freiwilligen« Ausreise meist nicht
kommt. Der überwiegende Teil der Einge-
wiesenen zog ein Leben in der Illegalität
der Ausreise vor. 

Dringender Handlungsbedarf 

Das Zuwanderungsgesetz lässt zentrale
Problemfelder in der Migrations- und Asyl-
politik ungelöst. Die anstehenden Aus-
führungsbestimmungen und Verordnungen
dürfen nicht allein der Ministerialbürokra-
tie überlassen werden. Die Bundesregie-
rung und die Länder müssen nun für die of-
fenen Fragen Antworten finden.
� Bleiberechtsregelung: Wir brauchen

eine Bleiberechtsregelung für die
langjährig Geduldeten.

� Härtefallregelung: Die im Zuwande-
rungsgesetz vorgesehene Härtefallre-
gelung muss zügig umgesetzt werden.

� Arbeitsmarktzugang: Der Zugang 
zum Arbeitsmarkt wird per Verordnung
geregelt. Die Bundesregierung könnte 
die diskriminierende Vorrangprüfung
eingrenzen. Der DGB fordert, nach 
3 Jahren (statt bisher 6 Jahren) Auf-
enthalt den Betroffenen einen gleich-
rangigen Arbeitsmarktzugang zu erlau-
ben. Auch für die Geduldeten muß die
Aufnahme einer Beschäftigung ermög-
licht werden.

� Illegalisierte: Die Politik darf das
Schicksal der Illegalisierten nicht ver-
drängen. Kirchen und Menschen-
rechtsorganisationen fordern seit 
Jahren ein Umdenken. Auch die Süß-
muth-Kommission hatte empfohlen, zu-
mindest den Schulbesuch der Kinder
durch eine ausdrückliche Abschaffung
der Meldepflicht der Lehrer zu ermög-
lichen und die Kriminalisierung der 
humanitären Helfer abzuschaffen.

� Abschiebungshaft: Bereits vor sechs
Jahren hatte sich Rot-Grün im Koaliti-
onsvertrag selbst verpflichtet, zumin-
dest die Dauer der Abschiebungshaft
im Lichte der Verhältnismäßigkeit zu
überprüfen. Menschen bis zu 1 1/2 Jah-
ren zu inhaftieren, ohne dass sie sich
strafbar gemacht hätten, ist unverhält-
nismäßig.

� Fremdenfeindlichkeit und Rassismus:
Ein Antidiskriminierungsgesetz ist
überfällig. Die Umsetzungsfristen der
EU-Richtlinien sind schon seit Ende
2003 abgelaufen. Antidiskriminierungs-
politik ist ein wichtiger Beitrag im
Kampf gegen Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus.
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